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Norm

B-VG Art.133 Abs4

INVEKOS-CC-V 2010 82

MOG 2007 §19 Abs2

MOG 2007 §19 Abs3

MOG 2007 §6

MOG 2007 §8

MOG 2007 88i

VWGVG 824 Abs4

VWGVG 828 Abs1

VWGVG 828 Abs2

. B-VG Art. 133 heute

B-VG Art. 133 gultig von 01.01.2019 bis 24.05.2018zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 138/2017
B-VG Art. 133 gultig ab 01.01.2019zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 22/2018

B-VG Art. 133 gultig von 25.05.2018 bis 31.12.2018zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 22/2018
B-VG Art. 133 gultig von 01.08.2014 bis 24.05.2018zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 164/2013
B-VG Art. 133 gultig von 01.01.2014 bis 31.07.2014zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 51/2012
B-VG Art. 133 gultig von 01.01.2004 bis 31.12.2013zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 100/2003
B-VG Art. 133 gultig von 01.01.1975 bis 31.12.2003zuletzt geandert durch BGBI. Nr. 444/1974
B-VG Art. 133 guiltig von 25.12.1946 bis 31.12.1974zuletzt geandert durch BGBI. Nr. 211/1946
B-VG Art. 133 gultig von 19.12.1945 bis 24.12.1946zuletzt geandert durch StGBI. Nr. 4/1945
B-VG Art. 133 gultig von 03.01.1930 bis 30.06.1934
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§ 2 guiltig von 01.01.2010 bis 07.05.2015 aufgehoben durch BGBI. Il Nr. 100/2015

VWGVG § 24 heute

VWGVG § 24 glltig ab 01.01.2019zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 138/2017

VwWGVG § 24 gultig von 01.01.2017 bis 31.12.2018zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 24/2017
VWGVG § 24 gultig von 01.01.2014 bis 31.12.2016
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VwWGVG § 28 heute
VwGVG § 28 gliltig ab 01.01.2019zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 138/2017
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3. VwWGVG § 28 gliltig von 01.01.2014 bis 31.12.2018

1. VWGVG § 28 heute
2. VWGVG § 28 gliltig ab 01.01.2019zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 138/2017
3. VwWGVG § 28 glltig von 01.01.2014 bis 31.12.2018

Spruch
W164 2111506-1/5E
IM NAMEN DER REPUBLIK!

Das Bundesverwaltungsgericht hat durch die Richterin Dr. Rotraut LEITNER als Einzelrichterin Gber die Beschwerde des
XXXX, BNr. XXXX, gegen den Bescheid der Agrarmarkt Austria (AMA) vom 25.09.2014, AZ II/7-EBP/12-121717415,
betreffend Einheitliche Betriebspramie 2012, zu Recht erkannt:Das Bundesverwaltungsgericht hat durch die Richterin
Dr. Rotraut LEITNER als Einzelrichterin Gber die Beschwerde des rémisch 40 , BNr. romisch 40 , gegen den Bescheid
der Agrarmarkt Austria (AMA) vom 25.09.2014, AZ 1I/7-EBP/12-121717415, betreffend Einheitliche Betriebspramie 2012,
zu Recht erkannt:

A)

Der Beschwerde wird gemal? § 28 Abs. 1 und 2 Verwaltungsgerichtsverfahrensgesetz (VWGVG) teilweise stattgegeben
und der angefochtene Bescheid dahingehend abgeandert, dass keine Sanktion gemald Art. 58 VO (EG) 1122/2009
verhangt, sondern die Pramie auf Basis der ermittelten Flache berechnet wird.Der Beschwerde wird gemal3 Paragraph
28, Absatz eins und 2 Verwaltungsgerichtsverfahrensgesetz (VwWGVG) teilweise stattgegeben und der angefochtene
Bescheid dahingehend abgeandert, dass keine Sanktion gemal3 Artikel 58, VO (EG) 1122 aus 2009, verhangt, sondern

die Pramie auf Basis der ermittelten Flache berechnet wird.

Gemal’ § 19 Abs. 3 MOG 2007 wird der AMA aufgetragen, gemalR diesen Vorgaben die entsprechenden Berechnungen
durchzufiuhren und das Ergebnis dem Beschwerdefuhrer bescheidmaRig mitzuteilen.Gemal: Paragraph 19, Absatz 3,
MOG 2007 wird der AMA aufgetragen, gemal3 diesen Vorgaben die entsprechenden Berechnungen durchzufihren und

das Ergebnis dem Beschwerdeflhrer bescheidmaRig mitzuteilen.
B)

Die Revision ist gemaR Art. 133 Abs. 4 B-VG nicht zuldssigDie Revision ist gemal Artikel 133, Absatz 4, B-VG nicht

zulassig.

Text

ENTSCHEIDUNGSGRUNDE:

I. Verfahrensgang:rémisch eins. Verfahrensgang:

1. Am 19.03.2012 stellte der Beschwerdefiihrer einen Mehrfachantrag-Flachen fur das Antragsjahr 2012 fur in den
Beilagen Flachenbogen und Flachennutzung naher konkretisierte Flachen. Der Beschwerdefuhrer war im
gegenstandlichen Antragsjahr Auftreiber auf die Almen mit der BNr. XXXX und der BNr. XXXX.1. Am 19.03.2012 stellte
der Beschwerdefuhrer einen Mehrfachantrag-Flachen fir das Antragsjahr 2012 fur in den Beilagen Flachenbogen und
Flachennutzung naher konkretisierte Flachen. Der Beschwerdefihrer war im gegenstandlichen Antragsjahr Auftreiber

auf die Almen mit der BNr. romisch 40 und der BNr. romisch 40 .

2. Mit Bescheid der AMA vom 28.12.2012, AZ 1I/7-EBP/12-118697019, wurde dem BeschwerdefUhrer fir das
Antragsjahr 2012 eine Einheitliche Betriebspramie in Héhe von EUR 137,46 gewahrt. Dabei wurden 56,70
Zahlungsansprtiche, eine beantragte Flache im Ausmald von 12,00 ha, sowie eine ermittelte Flache im Ausmal von

11,85 ha zugrunde gelegt.

Begrindend wurde ausgefuhrt, dass die Futterflaiche der Almen mit der BNr. XXXX und der BNr. XXXX in diesem
Bescheid vorerst noch nicht bertcksichtig werden konnten.Begriindend wurde ausgefiihrt, dass die Futterflache der
Almen mit der BNr. rémisch 40 und der BNr. rémisch 40 in diesem Bescheid vorerst noch nicht bertcksichtig werden

konnten.

3. Mit Bescheid der AMA vom 26.09.2013, AZ II/7-EBP/12-119895019, wurde dem BeschwerdefUhrer fir das
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Antragsjahr 2012 eine Einheitliche Betriebspramie in Hohe von EUR 477,36 gewahrt. Dabei wurden 56,70
Zahlungsansprtiche, eine beantragte Flache im Ausmal3 von 50,24 ha, ein Minimum Flache/ZA von 50,09 ha, sowie eine
ermittelte Fldche im Ausmal? von 47,11 ha zugrunde gelegt, sodass sich eine Differenzflache von 2,98 ha ergab.

Begrindend wurde auf einen Flachenabgleich bezlglich der eingangs erstgenannten Alm mit der BNr. XXXX verwiesen,
bei der Flachenabweichungen von Uber 3% oder Uber 2 ha und bis hdchstens 20% festgestellt worden
seien.Begrindend wurde auf einen Flachenabgleich bezlglich der eingangs erstgenannten Alm mit der BNr. rdmisch
40 verwiesen, bei der Flachenabweichungen von Uber 3% oder tber 2 ha und bis héchstens 20% festgestellt worden

seien.

4. Am 30.09.2013 fand auf der eingangs erstgenannten Alm mit der BNr. XXXX eine Vor-Ort-Kontrolle statt, bei der laut
Prufbericht bezlglich der Antragsjahre 2009-2013 diverse Flachenabweichungen festgestellt wurden. Fur das
gegenstandliche Antragsjahr wurde eine Gesamt-Almfutterflache von 385,22 ha ermittelt.4. Am 30.09.2013 fand auf
der eingangs erstgenannten Alm mit der BNr. rémisch 40 eine Vor-Ort-Kontrolle statt, bei der laut Prufbericht bezlglich
der Antragsjahre 2009-2013 diverse Flachenabweichungen festgestellt wurden. Flr das gegenstandliche Antragsjahr
wurde eine Gesamt-Almfutterflache von 385,22 ha ermittelt.

5. Mit Bescheid der AMA vom 26.02.2014, AZ II/7-EBP/12-120907301, wurde dem Beschwerdefiihrer fir das
Antragsjahr 2012 eine Einheitliche Betriebspramie in Hohe von EUR 369,48 gewahrt und der Differenzbetrag in der
Hohe von EUR 107,88 riickgefordert. Dabei wurden 56,70 Zahlungsanspriche, eine beantragte Flache im Ausmalf3 von
50,24 ha, ein Minimum Flache/ZA von 50,09 ha, sowie eine ermittelte Flache im Ausmalf3 von 44,01 ha zugrunde gelegt,
sodass sich eine Differenzflache von 6,08 ha ergab und eine Flachensanktion verhdangt wurde. Der Beihilfebetrag sei
daher um das Doppelte der Differenzflache gekilrzt worden.

Begrindend wurde auf die Vor-Ort-Kontrolle vom 30.09.2013 auf der eingangs erstgenannten Alm mit der BNr. XXXX
verwiesen, bei der Flachenabweichungen von Uber 3% oder Uber 2 ha und bis hdchstens 20% festgestellt worden
seien.Begrindend wurde auf die Vor-Ort-Kontrolle vom 30.09.2013 auf der eingangs erstgenannten Alm mit der BNr.
rémisch 40 verwiesen, bei der Flachenabweichungen von tber 3% oder tber 2 ha und bis héchstens 20% festgestellt

worden seien.

6. Mit dem angefochtenen Bescheid der AMA vom 25.09.2014, AZ I1I/7-EBP/12-121717415, wurde dem
Beschwerdefiihrer fur das Antragsjahr 2012 erneut eine Einheitliche Betriebspramie in Héhe von EUR 369,48 gewahrt.
In Abdnderung des Bescheides vom 26.2.2014 wurde eine Neuverteilung der nun zur Verfligung stehenden
Zahlungsanspriiche auf Zahlungsanspruchsnummern durchgefiihrt.

7. Gegen diesen Bescheid erhob der BF fristgerecht Beschwerde und beantragte:

1. den angefochtenen Abanderungsbescheid ersatzlos aufzuheben, andernfalls

2. den angefochtenen Abdnderungsbescheid in der Weise abzudandern, dass

a) die Berechnung der Riuckzahlung nach MaRRgabe der Beschwerdegriinde erfolge und

b) jedenfalls keine Kiirzungen und Ausschlisse verfligt wirden, andernfalls

) Kirzungen und Ausschlisse nur nach MaRgabe der Beschwerdegriinde verhangt wirden,

3. den angefochtenen Abanderungsbescheid in der Weise abzuandern, dass die Zahlungsanspriiche im beantragten
Umfang ausbezahlt und genutzt wirden,

4. den offensichtlichen Irrtum entsprechend dem eigenen Beschwerdepunkt anzuerkennen und die Berichtigung
seines Beihilfeantrages zuzulassen.

Der BF nahm Bezug auf die Einfihrung der Einheitlichen Betriebspramie 2005, der zufolge ihm auf Basis der damals
festgestellten Gesamtalmfutterfliche aus dem historischen Bezugszeitraum (2000 - 2002 bzw. 2004)
Zahlungsanspriche zugewiesen worden seien. Waren der damaligen Zuweisung von Zahlungsansprichen die nun
festgestellten Almfutterflichen zugrunde gelegt worden, so wdren dem BF damals weniger, dafir aber hoéhere
Zahlungsanspriiche zugewiesen worden. Die nachtragliche Minderung der Almfutterflache - aus welchen Grinden
auch immer - habe zur Folge, dass die Foérdersumme im Vergleich zu den in Referenzzeitraum aufgebauten
Marktpramien verringert wirde, dies ohne Zutun des BF.



Das Ergebnis der Vor-Ort-Kontrolle bezlglich der eingangs erstgenannten Alm mit der BNr. XXXX sei teilweise falsch, da
diese am 30.09.2013 stattgefunden habe, also am Ende der Alpperiode. Deshalb sei eine anteilige
Futterflachenauswertung insbesondere auf grof3en Schlagen - so auf Feldstlick 3 Schlag 4 mit einer Bruttoflache von
271,22 ha - besonders schwierig bzw. unméglich. Das Ergebnis kénne somit auf keinen Fall richtig sein.Das Ergebnis
der Vor-Ort-Kontrolle bezlglich der eingangs erstgenannten Alm mit der BNr. romisch 40 sei teilweise falsch, da diese
am 30.09.2013 stattgefunden habe, also am Ende der Alpperiode. Deshalb sei eine anteilige Futterflachenauswertung
insbesondere auf grolRen Schléagen - so auf Feldstick 3 Schlag 4 mit einer Bruttoflache von 271,22 ha - besonders

schwierig bzw. unmaoglich. Das Ergebnis kénne somit auf keinen Fall richtig sein.

Die beihilfefahige Flache sei nach bestem Wissen und Gewissen und mit der gebotenen Sorgfalt vorschriftsmaRig nach
den ortlichen Verhaltnissen ermittelt und die Feststellungen im Einzelnen fachlich begriindet worden. Sollte sich die

Beantragung als falsch erweisen, treffe den BF kein Verschulden. Kiirzungen und Ausschlisse seien nicht anzuwenden.

Es liege vielmehr ein Irrtum der zustandigen Behorde bei der Digitalisierung vor, der vom BF billigerweise nicht habe
erkannt werden kénnen. Durch die Anderung des Messsystems ohne Verdnderungen des Naturzustandes ab dem
Herbstantrag 2010 und ohne Anderung der Bewirtschaftungsverhdltnisse sei es zu Anderungen des
Berechnungsergebnisses der relevanten Futterflache gekommen. Es kénne den Antragsteller kein Verschulden treffen,

wenn die Behorde falsche Messsysteme verwendet. Landschaftselemente seien falsch berechnet worden.

Die Unrichtigkeit der Flachenangaben des Almbewirtschafters sei nicht erkennbar gewesen, weil aufgrund eines
mangelhaften Luftbildes zum Antragszeitpunkt der Aimbewirtschafter auch bei Kenntnis der tatsachlichen Verhaltnisse
vor Ort die unrichtigen Flachenangaben nicht habe erkennen kdénnen. Die Vor-Ort-Kontrolle sei mithilfe eines
gegenlber dem zum Zeitpunkt der Digitalisierung verfliigbaren neueren Luftbildes durchgefihrt worden, auf dem
bestimmte Anderungen ersichtlich seien, die in der Natur nicht ohne weiteres erkennbar gewesen seien. Insbesondere
sei bei einer derart grof3en AlIm mit einem Ausmal? von Uber 800 ha eine Feststellung der Almfutterflache mit Hilfe von
Luftbildern und GIS nahezu unméglich. Die Einschatzung der Uberschirmungsfaktoren und der Abzugsfaktoren fir
NLN sei weder vom Almobmann noch vom AMA Kontrolleur nachvollziehbar oder beweisbar.

Die Behorde habe bei ihren Vor-Ort-Kontrollen vor dem Jahr 2010 die Futterflaiche nach dem Almleitfaden beurteilt.
Der prozentuelle NLN-Faktor sei erst 2010 eingefihrt worden, er habe jedoch auf die vor 2010 angewendete
Behordenpraxis vertraut.

Den BF treffe kein Verschulden, da die Antragstellung durch den Almbewirtschafter erfolgt sei. Dieser gelte nach der
Judikatur des Verwaltungsgerichtshofs als Verwalter und Prozessbevollmachtigter des Almauftreibers. Ein allfalliges
Verschulden des Vertreters kdnne jedoch nicht zu einer Bestrafung des BF durch die Anwendung der Kirzungs- und
Ausschlussvorschriften fuhren. Dies verstoRe gegen Art. 6 EMRK. Zwar musse er sich als AlImauftreiber die Handlungen
des Almbewirtschafters zurechnen lassen, hinsichtlich des Verschuldens als subjektiv vorwerfbaren Verhaltens musse
jedoch fur den BF als Almauftreiber im Vergleich zum Almbewirtschafter ein abgestufter SorgfaltsmaRstab gelten.Den
BF treffe kein Verschulden, da die Antragstellung durch den Almbewirtschafter erfolgt sei. Dieser gelte nach der
Judikatur des Verwaltungsgerichtshofs als Verwalter und Prozessbevollmachtigter des Almauftreibers. Ein allfalliges
Verschulden des Vertreters konne jedoch nicht zu einer Bestrafung des BF durch die Anwendung der Kirzungs- und
Ausschlussvorschriften fihren. Dies verstoRe gegen Artikel 6, EMRK. Zwar musse er sich als Almauftreiber die
Handlungen des Almbewirtschafters zurechnen lassen, hinsichtlich des Verschuldens als subjektiv vorwerfbaren
Verhaltens muisse jedoch fur den BF als Almauftreiber im Vergleich zum Almbewirtschafter ein abgestufter
Sorgfaltsmalstab gelten.

AuBerdem seien Zahlungsansprichen zu Unrecht als verfallen bzw. nicht genutzt ausgesprochen und somit nicht
berucksichtigt worden. Der Rickforderungsanspruch beziglich der zu Unrecht gewdhrten Beihilfen sei bereits verjahrt.

8. Mit Schreiben vom 16.05.2017 forderte das Bundesverwaltungsgericht die AMA auf, dazu Stellung zu nehmen,
inwieweit sie durch den Abanderungsbescheid vom 25.09.2014 einer unionsrechtlichen Vorgabe im Sinne des § 19 Abs.
2 MOG 2007 Rechnung getragen habe8. Mit Schreiben vom 16.05.2017 forderte das Bundesverwaltungsgericht die
AMA auf, dazu Stellung zu nehmen, inwieweit sie durch den Abadnderungsbescheid vom 25.09.2014 einer
unionsrechtlichen Vorgabe im Sinne des Paragraph 19, Absatz 2, MOG 2007 Rechnung getragen habe.

Am 13.06.2017 langte beim Bundesverwaltungsgericht eine Stellungnahme der AMA ein, in der die Anderung der
Zahlungsanspriiche des BF dargestellt und Folgendes ausgefuhrt wird:


https://www.jusline.at/gesetz/mog/paragraf/19

"Wenn diese Aktualisierung nicht erfolgt, ist es nicht moglich nachzuweisen, dass die vorgeschriebene Identifizierung
und Registrierung der ZA Jahr flr Jahr von der AMA richtig umgesetzt wird. Da die Zahlungsanspriche des Vorjahres
immer die Grundlage fur die Auszahlung des Folgejahres darstellen, sind die ZA Nr. des Vorjahres und die Aufsplittung
dieser Nummern in genutzte und nicht genutzte ZA linear in das Folgejahr zu Ubernehmen.

[...]

Gemald Art. 15 Abs. 1 Buchstabe c) iVm Art 18 VO (EG) Nr. 73/2009 umfasst das sog. integrierte System auch ein
System zur Identifizierung und Registrierung von ZA. Dies erfolgt durch Vergabe der ZA-Nr. Es wird nicht jeder einzelne
ZA mit einer eigenen Nummer identifiziert, sondern es werden Gruppen von ZA zusammengefasst. Alle ZA, die gleiche
Attribute haben (insb. gleiche Nutzung) werden unter einer gemeinsamen Nummer zusammengefasst.Gemal Artikel
15, Absatz eins, Buchstabe c) in Verbindung mit Artikel 18, VO (EG) Nr. 73 aus 2009, umfasst das sog. integrierte System
auch ein System zur Identifizierung und Registrierung von ZA. Dies erfolgt durch Vergabe der ZA-Nr. Es wird nicht jeder
einzelne ZA mit einer eigenen Nummer identifiziert, sondern es werden Gruppen von ZA zusammengefasst. Alle ZA,
die gleiche Attribute haben (insb. gleiche Nutzung) werden unter einer gemeinsamen Nummer zusammengefasst.

Wenn sich zB. bei einzelnen Zahlungsanspriichen aus einer gemeinsamen Gruppe das Attribut der Nutzung andert,
wird diese Anzahl unter einer neuen Nummer geflihrt, ausgewiesen in der ZA Tabelle in der Spalte ,ZA nicht genutzt

m

(neue Nr.).
Il. Das Bundesverwaltungsgericht hat erwogenrdmisch zwei. Das Bundesverwaltungsgericht hat erwogen:
1. Feststellungen:

Hinsichtlich der Feststellung des Sachverhaltes wird auf die in Punkt I. "Verfahrensgang" gemachten Ausfihrungen
verwiesen.Hinsichtlich der Feststellung des Sachverhaltes wird auf die in Punkt rémisch eins. "Verfahrensgang"
gemachten Ausflhrungen verwiesen.

2. Beweiswurdigung:

Der Sachverhalt ergibt sich aus dem Akt der belangten Behorde und wurde vom BF nicht substantiiert bestritten. Auch
das Ergebnis der Vor-Ort-Kontrolle wurde vom BF nicht ausreichend konkret und substantiiert bestritten und war
somit der Entscheidung zugrunde zu legen.

3. Rechtliche Beurteilung:

Gemald Art 130 Abs. 1 Z 1 B-VG erkennen die Verwaltungsgerichte Uber Beschwerden gegen den Bescheid einer
Verwaltungsbehorde wegen Rechtswidrigkeit.GemaR Artikel 130, Absatz eins, Ziffer eins, B-VG erkennen die
Verwaltungsgerichte Uber Beschwerden gegen den Bescheid einer Verwaltungsbehorde wegen Rechtswidrigkeit.

Gemald Art 131 Abs. 2 B-VG erkennt das Verwaltungsgericht des Bundes Uber Beschwerden in Rechtssachen in
Angelegenheiten der Vollziehung des Bundes, die unmittelbar von Bundesbehdérden besorgt werden.Gemaf? Artikel
131, Absatz 2, B-VG erkennt das Verwaltungsgericht des Bundes Uber Beschwerden in Rechtssachen in
Angelegenheiten der Vollziehung des Bundes, die unmittelbar von Bundesbehdrden besorgt werden.

Gemald 8 6 Marktordnungsgesetz 2007 (MOG 2007),BGBI. | Nr. 55/2007, ist die AMA zustandige Marktordnungs-,
Interventions- und Zahlstelle im Sinne dieses Bundesgesetzes, soweit sich nicht der Bundesminister fur Land- und
Forstwirtschaft, Umwelt und Wasserwirtschaft im Interesse der Wahrung des Gesamtzusammenhangs und der
Wirtschaftlichkeit der Verwaltung durch Verordnung Angelegenheiten der Vollziehung des gemeinschaftlichen
Marktordnungsrechts vorbehalt.GemaR Paragraph 6, Marktordnungsgesetz 2007 (MOG 2007), Bundesgesetzblatt Teil
eins, Nr. 55 aus 2007, ist die AMA zustandige Marktordnungs-, Interventions- und Zahlstelle im Sinne dieses
Bundesgesetzes, soweit sich nicht der Bundesminister fur Land- und Forstwirtschaft, Umwelt und Wasserwirtschaft im
Interesse der Wahrung des Gesamtzusammenhangs und der Wirtschaftlichkeit der Verwaltung durch Verordnung
Angelegenheiten der Vollziehung des gemeinschaftlichen Marktordnungsrechts vorbehalt.

Gemald § 1 AMA-Gesetz, BGBI. Nr. 376/1992, kdnnen Angelegenheiten, soweit diese durch Bundesgesetz oder durch
Verordnungen, die aufgrund von Bundesgesetzen erlassen werden, an die AMA Ubertragen werden, von der AMA
unmittelbar als Bundesbehdrde besorgt werden.Gemal3 Paragraph eins, AMA-Gesetz, Bundesgesetzblatt Nr. 376 aus
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1992,, kénnen Angelegenheiten, soweit diese durch Bundesgesetz oder durch Verordnungen, die aufgrund von
Bundesgesetzen erlassen werden, an die AMA Ubertragen werden, von der AMA unmittelbar als Bundesbehoérde
besorgt werden.

Gemal 8 6 BVWGG entscheidet das Bundesverwaltungsgericht durch Einzelrichter, sofern nicht in Bundes- oder
Landesgesetzen die Entscheidung durch Senate vorgesehen ist.Gemall Paragraph 6, BVwWGG entscheidet das
Bundesverwaltungsgericht durch Einzelrichter, sofern nicht in Bundes- oder Landesgesetzen die Entscheidung durch
Senate vorgesehen ist.

Gemalk § 17 VwGVG sind, soweit in diesem Bundesgesetz nicht anderes bestimmt ist, auf das Verfahren Uber
Beschwerden gemaf3 Art. 130 Abs. 1 B-VG die Bestimmungen des AVG mit Ausnahme der 88 1 bis 5 sowie des IV. Teiles,
die Bestimmungen der Bundesabgabenordnung - BAO, BGBI. Nr. 194/1961, des Agrarverfahrensgesetzes - AgrVG,
BGBI. Nr. 173/1950, und des Dienstrechtsverfahrensgesetzes 1984 - DVG,BGBI. Nr. 29/1984, und im Ubrigen jene
verfahrensrechtlichen Bestimmungen in Bundes- oder Landesgesetzen sinngemafd anzuwenden, die die Behdrde in
dem dem Verfahren vor dem Verwaltungsgericht vorangegangenen Verfahren angewendet hat oder anzuwenden
gehabt hatte.GemaR Paragraph 17, VWGVG sind, soweit in diesem Bundesgesetz nicht anderes bestimmt ist, auf das
Verfahren Gber Beschwerden gemald Artikel 130, Absatz eins, B-VG die Bestimmungen des AVG mit Ausnahme der
Paragraphen eins bis 5 sowie des romisch vier. Teiles, die Bestimmungen der Bundesabgabenordnung - BAO,
Bundesgesetzblatt Nr. 194 aus 1961,, des Agrarverfahrensgesetzes - AgrVG, Bundesgesetzblatt Nr. 173 aus 1950,, und
des Dienstrechtsverfahrensgesetzes 1984 - DVG, Bundesgesetzblatt Nr. 29 aus 1984, und im Ubrigen jene
verfahrensrechtlichen Bestimmungen in Bundes- oder Landesgesetzen sinngemal anzuwenden, die die Behdrde in
dem dem Verfahren vor dem Verwaltungsgericht vorangegangenen Verfahren angewendet hat oder anzuwenden
gehabt hatte.

GemaR § 28 Abs. 1 VWGVG hat das Verwaltungsgericht die Rechtssache durch Erkenntnis zu erledigen, sofern die
Beschwerde nicht zurtckzuweisen oder das Verfahren einzustellen ist. GemaR8& 28 Abs. 2 VWGVG hat das
Verwaltungsgericht Uber Beschwerden gemaR Art. 130 Abs. 1 Z 1 B-VG dann in der Sache selbst zu entscheiden, wenn
der maligebliche Sachverhalt feststeht oder die Feststellung des maligeblichen Sachverhalts durch das
Verwaltungsgericht selbst im Interesse der Raschheit gelegen oder mit einer erheblichen Kostenersparnis verbunden
ist.Gemal Paragraph 28, Absatz eins, VWGVG hat das Verwaltungsgericht die Rechtssache durch Erkenntnis zu
erledigen, sofern die Beschwerde nicht zurlickzuweisen oder das Verfahren einzustellen ist. GemaR Paragraph 28,
Absatz 2, VWGVG hat das Verwaltungsgericht Uber Beschwerden gemafd Artikel 130, Absatz eins, Ziffer eins, B-VG dann
in der Sache selbst zu entscheiden, wenn der mafgebliche Sachverhalt feststeht oder die Feststellung des
mafgeblichen Sachverhalts durch das Verwaltungsgericht selbst im Interesse der Raschheit gelegen oder mit einer
erheblichen Kostenersparnis verbunden ist.

GemaR § 24 Abs. 4 VWGVG kann von der Durchfiihrung einer mindlichen Verhandlung abgesehen werden, wenn die
Akten erkennen lassen, dass die mindliche Erdrterung eine weitere Klarung der Rechtssache nicht erwarten lasst, und
einem Entfall der Verhandlung weder Art. 6 Abs. 1 der Konvention zum Schutze der Menschenrechte und
Grundfreiheiten, BGBI. Nr. 210/1958, noch Art. 47 der Charta der Grundrechte der Europaischen Union, ABI. Nr. C 83
vom 30.03.2010 S. 389, entgegenstehen.Gemald Paragraph 24, Absatz 4, VWGVG kann von der Durchfiihrung einer
mundlichen Verhandlung abgesehen werden, wenn die Akten erkennen lassen, dass die mindliche Erérterung eine
weitere Kldrung der Rechtssache nicht erwarten ldsst, und einem Entfall der Verhandlung weder Artikel 6, Absatz eins,
der Konvention zum Schutze der Menschenrechte und Grundfreiheiten, Bundesgesetzblatt Nr. 210 aus 1958,, noch
Artikel 47, der Charta der Grundrechte der Europaischen Union, ABI. Nr. C 83 vom 30.03.2010 S. 389, entgegenstehen.

Zu A) Abweisung der Beschwerde

3.1. Verordnung (EG) Nr. 73/2009 des Rates vom 19.01.2009 mit gemeinsamen Regeln fir Direktzahlungen im Rahmen
der gemeinsamen Agrarpolitik und mit bestimmten Stutzungsregelungen fur Inhaber landwirtschaftlicher Betriebe und
zur Anderung der Verordnungen (EG) Nr. 1290/2005, (EG) Nr. 247/2006, (EG) Nr. 378/2007 sowie zur Aufhebung der
Verordnung (EG) Nr. 1782/2003, ABI. L 30 vom 31.01.2009, S. 16, (im Folgenden VO (EG) 73/2009):3.1. Verordnung (EG)
Nr. 73 aus 2009, des Rates vom 19.01.2009 mit gemeinsamen Regeln fir Direktzahlungen im Rahmen der
gemeinsamen Agrarpolitik und mit bestimmten Stitzungsregelungen fir Inhaber landwirtschaftlicher Betriebe und zur
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Anderung der Verordnungen (EG) Nr. 1290 aus 2005,, (EG) Nr. 247 aus 2006,, (EG) Nr. 378 aus 2007, sowie zur
Aufhebung der Verordnung (EG) Nr. 1782 aus 2003,, Amtsblatt L 30 vom 31.01.2009, S. 16, (im Folgenden VO (EG) 73
aus 2009,):

""Artikel 15

Bestandteile des integrierten Systems

(1) Das integrierte System umfasst

a) eine elektronische Datenbank;

b) ein System zur Identifizierung landwirtschaftlicher Parzellen;

c) ein System zur Identifizierung und Registrierung von Zahlungsanspruichen;
d) Beihilfeantrage;

e) ein integriertes Kontrollsystem;

f) ein einheitliches System zur Erfassung jedes Betriebsinhabers, der einen Beihilfeantrag stellt.
[..]

Artikel 18

System zur Identifizierung und Registrierung von

Zahlungsansprichen

(1) Ein System zur ldentifizierung und Registrierung von Zahlungsansprichen wird errichtet, das die Prifung der
Anspriiche und einen Kontrollabgleich mit den Beihilfeantrdgen und dem Identifizierungssystem flr
landwirtschaftliche Parzellen ermdglicht.

(2) Das System nach Absatz 1 ermdglicht Uber die zustandige Behorde des Mitgliedstaats den direkten und sofortigen
Abruf der Daten mindestens der letzten vier aufeinander folgenden Kalenderjahre.

Artikel 19
Beihilfeantrage

(1) Jeder Betriebsinhaber muss fur die Direktzahlungen jedes Jahr einen Antrag einreichen, der gegebenenfalls
folgende Angaben enthalt:

a) alle landwirtschaftlichen Parzellen des Betriebs und im Fall der Anwendung von Artikel 15 Absatz 3 die Anzahl und
den Standort der Olbdume auf der Parzelle,

b) die fur die Aktivierung gemeldeten Zahlungsanspruche,

c) alle sonstigen Angaben, die in dieser Verordnung oder von dem betreffenden Mitgliedstaat vorgesehen sind.
Artikel 33

Zahlungsanspruche

Betriebsinhaber kdnnen die Betriebspramienregelung in Anspruch nehmen, wenn sie

a) Zahlungsanspriiche besitzen, die sie gemall der Verordnung (EG) Nr. 1782/2003 erhalten habena)
Zahlungsansprtuiche besitzen, die sie gemal? der Verordnung (EG) Nr. 1782 aus 2003, erhalten haben;

b) Zahlungsansprtiche im Rahmen der vorliegenden Verordnung [...],
erhalten haben. [...].

Artikel 34

Aktivierung von Zahlungsanspruchen je beihilfefahige Hektarflache

(1) Eine Stutzung im Rahmen der Betriebspramienregelung wird den Betriebsinhabern bei Aktivierung eines
Zahlungsanspruchs je beihilfefahige Hektarflache gewahrt. Bei aktivierten Zahlungsansprtichen besteht Anspruch auf
die Zahlung der darin festgesetzten Betrage.



(2) Im Sinne dieses Titels bezeichnet der Ausdruck "beihilfefahige Hektarflache"

a) jede landwirtschaftliche Flache des Betriebs und jede Flache mit Niederwald mit Kurzumtrieb (KN-Code ex060290
41), die fur eine landwirtschaftliche Tatigkeit genutzt wird, oder, wenn die Flache auch fir nichtlandwirtschaftliche
Tatigkeiten genutzt wird, hauptsachlich fur eine landwirtschaftliche Tatigkeit genutzt wird,

[...]
Artikel 35
Meldung der beihilfefahigen Hektarflachen

(1) Der Betriebsinhaber meldet die Parzellen an, die der beihilfefdhigen Hektarflache fir jeden Zahlungsanspruch
entsprechen. AulRer im Falle hoherer Gewalt oder aullergewdhnlicher Umstande mussen diese Parzellen dem
Betriebsinhaber zu einem vom Mitgliedstaat festzusetzenden Zeitpunkt zur Verfligung stehen, der jedoch nicht nach
dem in demselben Mitgliedstaat fiir die Anderung des Beihilfeantrags festgesetzten Zeitpunkt liegen darf.

(2) Die Mitgliedstaaten kdénnen unter ordnungsgemald begriindeten Umstanden den Betriebsinhaber ermachtigen,
seine Anmeldung zu dndern, sofern er die seinen Zahlungsansprichen und den Bedingungen fur die Gewahrung der
einheitlichen Betriebspramie fur die betreffende Flache entsprechende Hektarzahl einhalt.

[...]
Artikel 37
Mehrfachantrage

Fur die beihilfefahige Hektarflache, fir die ein Antrag auf Zahlung der einheitlichen Betriebspramie gestellt wurde,
kann ein Antrag auf alle anderen Direktzahlungen sowie alle anderen nicht unter diese Verordnung fallenden Beihilfen
gestellt werden, sofern in der vorliegenden Verordnung nichts anderes vorgesehen ist."

Verordnung (EG) Nr. 1122/2009 der Kommission vom 30. November 2009 mit Durchfihrungsbestimmungen zur
Verordnung (EG) Nr. 73/2009 des Rates hinsichtlich der Einhaltung anderweitiger Verpflichtungen, der Modulation und
des integrierten Verwaltungs- und Kontrollsystems im Rahmen der Stitzungsregelungen fuar Inhaber
landwirtschaftlicher Betriebe gemdal der genannten Verordnung und mit Durchfihrungsbestimmungen zur
Verordnung (EG) Nr. 1234/2007 hinsichtlich der Einhaltung anderweitiger Verpflichtungen im Rahmen der
Stutzungsregelung fir den Weinsektor, ABI. L 316 vom 02.12.2009, S. 65, im Folgenden VO (EG) 1122/2009:Verordnung
(EG) Nr. 1122 aus 2009, der Kommission vom 30. November 2009 mit Durchfihrungsbestimmungen zur Verordnung
(EG) Nr. 73 aus 2009, des Rates hinsichtlich der Einhaltung anderweitiger Verpflichtungen, der Modulation und des
integrierten Verwaltungs- und Kontrollsystems im Rahmen der Stitzungsregelungen fur Inhaber landwirtschaftlicher
Betriebe gemal der genannten Verordnung und mit Durchfihrungsbestimmungen zur Verordnung (EG) Nr. 1234 aus
2007, hinsichtlich der Einhaltung anderweitiger Verpflichtungen im Rahmen der Stutzungsregelung fir den Weinsektor,
Amtsblatt L 316 vom 02.12.20009, S. 65, im Folgenden VO (EG) 1122/2009:

" Artikel 2
Begriffsbestimmungen
[...]

23. "ermittelte Flache": Flache, die allen in den Vorschriften fur die Beihilfegewahrung festgelegten Voraussetzungen
genugt; im Rahmen der Betriebspramienregelung ist die beantragte Flache nur zusammen mit der entsprechenden
Zahl von Zahlungsanspruchen als ermittelte Flache zu betrachten;

[...]
Artikel 11
Termin fur die Einreichung des Sammelantrags

(1) Ein Betriebsinhaber kann im Rahmen der flachenbezogenen Beihilferegelungen nur einen Sammelantrag pro Jahr
einreichen.

[..]



(2) Der Sammelantrag ist bis zu einem von den Mitgliedstaaten auf spatestens 15. Mai festzusetzenden Termin
einzureichen. Estland, Lettland, Litauen, Finnland und Schweden kénnen den Termin jedoch auf spatestens 15. Juni
festsetzen.

[...]
Artikel 12
Inhalt des Sammelantrags

(1) Der Sammelantrag muss alle zur Feststellung der Beihilfefahigkeit erforderlichen Informationen enthalten,
insbesondere

die Identifizierung des Betriebsinhabers;
die betreffende(n) Beihilferegelung(en);

die Identifizierung der Zahlungsanspriche entsprechend dem lIdentifizierungs- und Registrierungssystem gemal
Artikel 7im Rahmen der Betriebspramienregelung;

die zweckdienlichen Angaben zur Identifizierung aller landwirtschaftlichen Parzellen des Betriebs, ihre Flache
ausgedruckt in Hektar mit zwei Dezimalstellen, ihre Lage und gegebenenfalls ihre Nutzung mit dem Hinweis, ob die

Parzelle bewassert wird;

eine Erklarung des Betriebsinhabers, dass er von den Voraussetzungen fur die Gewahrung der betreffenden Beihilfen

Kenntnis genommen hat.

[...]

Artikel 57

Berechnungsgrundlage in Bezug auf die angemeldeten Flachen

(1) Liegt im Fall von Beihilfeantragen im Rahmen der flachenbezogenen Beihilferegelungen, ausgenommen die
Beihilfen fur Starkekartoffeln und Saatgut gemal3 Titel IV Kapitel 1 Abschnitte 2 und 5 der Verordnung (EG) Nr. 73/2009,
die ermittelte Flache einer Kulturgruppe Uber der im Beihilfeantrag angemeldeten Flache, so wird bei der Berechnung
des Beihilfebetrags die angemeldete Flache bericksichtigt.(1) Liegt im Fall von Beihilfeantragen im Rahmen der
flachenbezogenen Beihilferegelungen, ausgenommen die Beihilfen fur Starkekartoffeln und Saatgut gemal Titel
romisch vier Kapitel 1 Abschnitte 2 und 5 der Verordnung (EG) Nr. 73 aus 2009, die ermittelte Flache einer
Kulturgruppe Uber der im Beihilfeantrag angemeldeten Flache, so wird bei der Berechnung des Beihilfebetrags die
angemeldete Flache bertcksichtigt.

(2) Bei einem Beihilfeantrag im Rahmen der Betriebspramienregelung gilt Folgendes:

e Strichaufzdhlung
ergibt sich eine Abweichung zwischen den angemeldeten Zahlungsanspruchen und der angemeldeten Flache, so
wird fur die Berechnung der Zahlung die niedrigere der beiden Grof3en zugrunde gelegt;

e Strichaufzéhlung
liegt die Anzahl der angemeldeten Zahlungsanspriche Uber der Anzahl der dem Betriebsinhaber zur Verfiigung
stehenden Zahlungsanspruche, so werden die angemeldeten Zahlungsanspriche auf die Anzahl der dem
Betriebsinhaber zur Verfligung stehenden Zahlungsanspriche gesenkt.

(3) Liegt im Fall von Beihilfeantragen im Rahmen der fldichenbezogenen Beihilferegelungen, ausgenommen die
Beihilfen fur Starkekartoffeln und Saatgut gemal Titel IV Kapitel 1Abschnitte 2 und 5 der Verordnung (EG) Nr. 73/2009,
die im Sammelantrag angemeldete Flache Uber der ermittelten Flache derselben Kulturgruppe, so wird die Beihilfe,
unbeschadet der gemdal3 den Artikeln 58 und 60 der vorliegenden Verordnung vorzunehmenden Kirzungen und
AusschlUsse, auf der Grundlage der flr diese Kulturgruppe ermittelten Flache berechnet.(3) Liegt im Fall von
Beihilfeantragen im Rahmen der flachenbezogenen Beihilferegelungen, ausgenommen die Beihilfen far

Starkekartoffeln und Saatgut gemaf3 Titel romisch vier Kapitel 1Abschnitte 2 und 5 der Verordnung (EG) Nr. 73 aus



2009,, die im Sammelantrag angemeldete Flache Uber der ermittelten Fldche derselben Kulturgruppe, so wird die
Beihilfe, unbeschadet der gemal3 den Artikeln 58 und 60 der vorliegenden Verordnung vorzunehmenden Kirzungen
und Ausschlisse, auf der Grundlage der fur diese Kulturgruppe ermittelten Flache berechnet.

[...]
Artikel 58
Kdrzungen und Ausschlisse in Fallen von zuviel angemeldeten Flachen

Liegt bei einer Kulturgruppe die angemeldete Flache fur die Zwecke der flaichenbezogenen Beihilferegelungen,
ausgenommen die Regelungen fur Starkekartoffeln und Saatgut gemald Titel IV Kapitel 1 Abschnitte 2 und 5 der
Verordnung (EG) Nr. 73/2009, Gber der gemal3 Artikel 57 der vorliegenden Verordnung ermittelten Flache, so wird die
Beihilfe auf der Grundlage der ermittelten Flache, gekirzt um das Doppelte der festgestellten Differenz, berechnet,
wenn die Differenz Gber 3 % oder 2 ha liegt, aber nicht mehr als 20 % der ermittelten Flache ausmacht.Liegt bei einer
Kulturgruppe die angemeldete Flache flr die Zwecke der flachenbezogenen Beihilferegelungen, ausgenommen die
Regelungen fur Starkekartoffeln und Saatgut gemald Titel romisch vier Kapitel 1 Abschnitte 2 und 5 der Verordnung
(EG) Nr. 73 aus 2009,, Uber der gemaR Artikel 57 der vorliegenden Verordnung ermittelten Flache, so wird die Beihilfe
auf der Grundlage der ermittelten Flache, gekirzt um das Doppelte der festgestellten Differenz, berechnet, wenn die
Differenz Gber 3 % oder 2 ha liegt, aber nicht mehr als 20 % der ermittelten Flache ausmacht.

Liegt die Differenz Uber 20 % der ermittelten Flache, so wird fur die betreffende Kulturgruppe keine flachenbezogene
Beihilfegewahrt.

[...]
Artikel 73
Ausnahmen von der Anwendung der Kirzungen und Ausschlisse

(1) Die in den Kapiteln | und Il vorgesehenen Kirzungen und Ausschlisse finden keine Anwendung, wenn der
Betriebsinhabersachlich richtige Angaben vorgelegt hat oder auf andere Weise belegen kann, dass ihn keine Schuld
trifft.(1) Die in den Kapiteln rémisch eins und rémisch zwei vorgesehenen Kurzungen und Ausschlisse finden keine
Anwendung, wenn der Betriebsinhabersachlich richtige Angaben vorgelegt hat oder auf andere Weise belegen kann,
dass ihn keine Schuld trifft.

[...]
Artikel 80
Rackforderung zu Unrecht gezahlter Betrage

(1) Bei zu Unrecht gezahlten Betrdgen ist der Betriebsinhaber zur Riickzahlung dieser Betrage zuzlglich der gemald
Absatz 2 berechneten Zinsen verpflichtet.

[..]

(3) Die Verpflichtung zur Ruckzahlung gemal Absatz 1 gilt nicht, wenn die Zahlung auf einen Irrtum der zustandigen
Behorde oder einer anderen Behdrde zurtickzufiihren ist, der vom Betriebsinhaber billigerweise nicht erkannt werden
konnte.

Bezieht sich der Irrtum auf Tatsachen, die fur die Berechnung der betreffenden Zahlung relevant sind, so gilt
Unterabsatz 1 nur, wenn der Ruckforderungsbescheid nicht innerhalb von zwélf Monaten nach der Zahlung
Ubermittelt worden ist."

Art. 3 der Verordnung (EG, EURATOM) Nr. 2988/95 des Rates vom 18. Dezember 1995 Uber den Schutz der finanziellen
Interessen der Europdischen Gemeinschaften (im Folgenden: VO (EG) 2988/95) lautet:Artikel 3, der Verordnung (EG,
EURATOM) Nr. 2988/95 des Rates vom 18. Dezember 1995 Uber den Schutz der finanziellen Interessen der
Europdischen Gemeinschaften (im Folgenden: VO (EG) 2988/95) lautet:

"Artikel 3



(1) Die Verjahrungsfrist fur die Verfolgung betragt vier Jahre ab Begehung der UnregelmaRigkeit nach Artikel 1 Absatz
1. Jedoch kann in den sektorbezogenen Regelungen eine klrzere Frist vorgesehen werden, die nicht weniger als drei
Jahre betragen darf.

Bei andauernden oder wiederholten UnregelmaRigkeiten beginnt die Verjahrungsfrist an dem Tag, an dem die
Unregelmaligkeit beendet wird. Bei den mehrjahrigen Programmen lauft die Verjahrungsfrist auf jeden Fall bis zum
endgultigen Abschluss des Programms.

Die Verfolgungsverjahrung wird durch jede der betreffenden Person zur Kenntnis gebrachte Ermittlungs- oder
Verfolgungshandlung der zustandigen Behorde unterbrochen. Nach jeder eine Unterbrechung bewirkenden Handlung
beginnt die Verjahrungsfrist von neuem.

Die Verjahrung tritt jedoch spatestens zu dem Zeitpunkt ein, zu dem eine Frist, die doppelt so lang ist wie die
Verjahrungsfrist, ablauft, ohne dass die zustandige Behorde eine Sanktion verhangt hat; ausgenommen sind die Falle,

in denen das Verwaltungsverfahren gemal Artikel 6 Absatz 1 ausgesetzt worden ist."

Wie der Verwaltungsgerichtshof in seinem Erkenntnis 2012/17/0182 vom 07.10.2013 ausgesprochen hat, gilt die VO
(EG) 2988/95 generell fur "Unregelmaligkeiten in Bezug auf das Gemeinschaftsrecht" und ist auch auf dem Gebiet der

Gemeinsamen Marktordnung anwendbar.
INVEKOS-GIS-V 2009, BGBI. Il Nr. 338/2009INVEKOS-GIS-V 2009, Bundesgesetzblatt Teil 2, Nr. 338 aus 2009,
"Feldstlick, Grundstucksanteil am Feldstlick (Referenzparzelle) und Schlag

8 5. (1) Flachenangaben zum Feldstiick, Grundstlicksanteil am Feldstlck (Referenzparzelle) und Schlag erfolgen
ausgehend von der ermittelten Grundstiicksflache. Das Ausmald der Flache ist jeweils fur die tatsachlich genutzte
Flache zu ermitteln. Die nach Maligabe der jeweiligen BeihilfemalRnahmen beihilfefahige Flache ist jene tatsachlich
genutzte Flache, von der die jeweils nicht beihilfefahigen Flachen wie insbesondere Weg- oder Gebaudeflachen,
Hecken, Graben, Geholze oder Mauern abgezogen sind, soweit in Abs. 2 nicht anderes geregelt ist. Die beihilfefahige
Flache kann hochstens das Ausmal der Referenzparzelle aufweisen.Paragraph 5, (1) Flachenangaben zum Feldstuck,
Grundsticksanteil am Feldstick (Referenzparzelle) und Schlag erfolgen ausgehend von der ermittelten
Grundsticksflache. Das Ausmald der Flache ist jeweils fur die tatsachlich genutzte Flache zu ermitteln. Die nach
Maligabe der jeweiligen BeihilfemalBnahmen beihilfefahige Flache ist jene tatsachlich genutzte Flache, von der die
jeweils nicht beihilfefahigen Flachen wie insbesondere Weg- oder Gebdudeflachen, Hecken, Graben, Geholze oder
Mauern abgezogen sind, soweit in Absatz 2, nicht anderes geregelt ist. Die beihilfefdhige Flache kann héchstens das
Ausmald der Referenzparzelle aufweisen.

(2) In Regionen, in denen bestimmte Charakteristika traditionell Bestandteil guter landwirtschaftlicher Anbau- und
Nutzungspraktiken sind, gilt die entsprechende Flache als Teil der vollstandig genutzten Flache, wenn sie eine Breite
von zwei Meter nicht Gberschreitet. Landschaftsmerkmale gelten unbeschadet beihilfenspezifischer Regelungen dann
als Teil der tatsachlich genutzten Flache, wenn sie im Verhaltnis zur Gesamtflache des Feldstlicks eine signifikante
GroéBe nicht Gberschreiten.

[...]
Hofkarte
Definition und Erstellung

§ 8. Die Hofkarte ist eine unter Einsatz computergestitzter geographischer Informationstechniken erstellte
kartographische Unterlage. Dabei sind auf Orthophotobildern von den landwirtschaftlich genutzten Flachen eines
Betriebs jedenfalls die Grenzen der Grundsticksanteile am Feldstlick (Referenzparzelle) ersichtlich gemacht
durch:Paragraph 8, Die Hofkarte ist eine unter Einsatz computergestltzter geographischer Informationstechniken
erstellte kartographische Unterlage. Dabei sind auf Orthophotobildern von den landwirtschaftlich genutzten Flachen
eines Betriebs jedenfalls die Grenzen der Grundstucksanteile am Feldstick (Referenzparzelle) ersichtlich gemacht
durch:

1. den graphischen Datenbestand der einzelnen Grundstiicke laut DKM (Grenzen, Nummern, Nutzungslinien und
Nutzungssymbole) sowie
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2. die Grenzen der Feldstlcke.
Mitwirkung des Antragstellers

8 9. (1) Lage, Ausmall und Nutzungsart der Referenzparzelle sind durch die Agrarmarkt Austria oder beauftragte
Stellen unter verpflichtender Mitwirkung des Antragstellers digital zu ermitteln.Paragraph 9, (1) Lage, Ausmal} und
Nutzungsart der Referenzparzelle sind durch die Agrarmarkt Austria oder beauftragte Stellen unter verpflichtender
Mitwirkung des Antragstellers digital zu ermitteln.

(2) Stimmt das gemal 88 4 und 5 identifizierte FlachenausmalR nicht mit dem Flachenausmal? Uberein, das bei der Vor-
Ort-Kontrolle ermittelt wird, kann sich der Antragsteller unter Bezug auf Art. 68 der Verordnung (EG) Nr. 796/2004
nicht auf die Verbindlichkeit der Daten der identifizierten Flache berufen, es sei denn, er kann belegen, dass ihn an der
unrichtigen Identifizierung keine Schuld trifft.(2) Stimmt das gemaR Paragraphen 4 und 5 identifizierte Flachenausmaf3
nicht mit dem FlachenausmafR Uberein, das bei der Vor-Ort-Kontrolle ermittelt wird, kann sich der Antragsteller unter
Bezug auf Artikel 68, der Verordnung (EG) Nr. 796 aus 2004, nicht auf die Verbindlichkeit der Daten der identifizierten

Flache berufen, es sei denn, er kann belegen, dass ihn an der unrichtigen Identifizierung keine Schuld trifft.
Verwendung

§10. (1) Die digitalen Daten der Hofkarte dienen dem Antragsteller und der Zahlstelle als Grundlage bei der Ermittlung
von Lage und Ausmald beihilferelevanter Flachen.Paragraph 10, (1) Die digitalen Daten der Hofkarte dienen dem

Antragsteller und der Zahlstelle als Grundlage bei der Ermittlung von Lage und Ausmaf beihilferelevanter Flachen.

(2) Die digitalen Daten der Hofkarte sind von der Zahlstelle fiir die Verwaltungskontrolle und fiir Vor-Ort-Kontrolle

heranzuziehen.
(3) Die Orthophotodaten dienen jedenfalls als Hilfsmittel.
Zugriff

8 11. (1) Die Agrarmarkt Austria Ubermittelt allen Antragstellern, die zum letzten vor der Erstellung der Hofkarte
liegenden Antragstermin einen Sammelantrag (Mehrfachantrag-Flachen) gestellt haben, einen Ausdruck der Hofkarte.
Dabei kann sie sich beauftragter Stellen bedienen. Betriebsinhabern, die zu diesem Zeitpunkt keinen Sammelantrag
(Mehrfachantrag-Flachen) gestellt haben, wird erstmals nach der nachsten von ihnen durchgefihrten Antragstellung
die Hofkarte Gbermittelt.Paragraph 11, (1) Die Agrarmarkt Austria Ubermittelt allen Antragstellern, die zum letzten vor
der Erstellung der Hofkarte liegenden Antragstermin einen Sammelantrag (Mehrfachantrag-Flachen) gestellt haben,
einen Ausdruck der Hofkarte. Dabei kann sie sich beauftragter Stellen bedienen. Betriebsinhabern, die zu diesem
Zeitpunkt keinen Sammelantrag (Mehrfachantrag-Flachen) gestellt haben, wird erstmals nach der nachsten von ihnen

durchgefiihrten Antragstellung die Hofkarte tGbermittelt.

(2) Ein elektronischer Zugriff des Antragstellers auf die Daten der Hofkarte samt Internetapplikation ist

sicherzustellen."
8§ 8i Abs. 1 MOG 2007 lautet:Paragraph 8 i, Absatz eins, MOG 2007 lautet:
"Regelung fur Auftreiber auf gemeinschaftlich genutzte Futterflachen

§8 8i. (1) Betriebsinhabern, die auf gemeinschaftlich genutzte Almen und Weiden Tiere auftreiben, wird die
beihilfefahige Flache entsprechend dem Anteil der von ihnen jeweils aufgetriebenen Tiere zugerechnet. Gemal3 Art. 73
Abs. 1 der Verordnung (EG) Nr. 1122/2009 mit Durchfihrungsbestimmungen zur Verordnung (EG) Nr. 73/2009
hinsichtlich der Einhaltung anderweitiger Verpflichtungen, der Modulation und des integrierten Verwaltungs- und
Kontrollsystems im Rahmen der Stitzungsregelungen fir Inhaber landwirtschaftlicher Betriebe gemal3 der genannten
Verordnung und mit Durchfihrungsbestimmungen zur Verordnung (EG) Nr. 1234/2007 hinsichtlich der Einhaltung
anderweitiger Verpflichtungen im Rahmen der Stutzungsregelung fir den Weinsektor, ABI. Nr. L 316 vom 30.11.2009 S.
1, finden Kirzungen und Ausschlisse keine Anwendung, wenn fur den auftreibenden Betriebsinhaber keine Umstande
erkennbar waren, die ihn an der Zuverlassigkeit des Antragstellers der Alm- oder Weidefutterflachen zweifeln lassen
hatten kénnen."Paragraph 8 i, (1) Betriebsinhabern, die auf gemeinschaftlich genutzte Almen und Weiden Tiere
auftreiben, wird die beihilfefahige Flache entsprechend dem Anteil der von ihnen jeweils aufgetriebenen Tiere
zugerechnet. Gemal Artikel 73, Absatz eins, der Verordnung (EG) Nr. 1122 aus 2009, mit Durchfihrungsbestimmungen
zur Verordnung (EG) Nr. 73 aus 2009, hinsichtlich der Einhaltung anderweitiger Verpflichtungen, der Modulation und
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des integrierten Verwaltungs- und Kontrollsystems im Rahmen der Stitzungsregelungen fur Inhaber
landwirtschaftlicher Betriebe gemdald der genannten Verordnung und mit Durchfihrungsbestimmungen zur
Verordnung (EG) Nr. 1234 aus 2007, hinsichtlich der Einhaltung anderweitiger Verpflichtungen im Rahmen der
Stutzungsregelung fur den Weinsektor, Amtsblatt Nummer L 316 vom 30.11.2009 Seite 1, finden Kurzungen und
Ausschlisse keine Anwendung, wenn fur den auftreibenden Betriebsinhaber keine Umstande erkennbar waren, die
ihn an der Zuverlassigkeit des Antragstellers der Alm- oder Weidefutterflachen zweifeln lassen hatten kdnnen."

819 Abs. 2 und 3 MOG 2007 lauten:Paragraph 19, Absatz 2 und 3 MOG 2007 lauten:

"(2) Bescheide zu den in 88 7, 8 bis 8h und 10 angefliihrten MaBnahmen kénnen zusatzlich zu den i 68 AVG
angefuhrten Griinden von Amts wegen von der Behdrde, die den Bescheid erlassen hat, aufgehoben oder abgeandert
werden, soweit dies zur Erfullung unionsrechtlicher Vorgaben erforderlich ist."(2) Bescheide zu den in Paragraphen 7,
8 bis 8 h und 10 angefiihrten MaRnahmen kdnnen zusatzlich zu den in Paragraph 68, AVG angeflhrten Grinden von
Amts wegen von der Behorde, die den Bescheid erlassen hat, aufgehoben oder abgedndert werden, soweit dies zur
Erfullung unionsrechtlicher Vorgaben erforderlich ist.

(3) Das Bundesverwaltungsgericht kann der AMA auftragen, gemal3 den Vorgaben im Erkenntnis die entsprechenden
Berechnungen durchzufihren und das Ergebnis bescheidmaRig mitzuteilen."

3.2. Daraus folgt fur die eingebrachte Beschwerde:

Vorweg ist die Frage zu behandeln, ob die AMA zur Erlassung des angefochtenen Abdnderungsbescheides vom
25.09.2014 ermadchtigt war. GemaR 8§ 19 Abs. 2 MOG 2007 kann die Behdrde - zusatzlich zu den in§ 68 AVG
angefihrten Grinden - von Amts wegen Abdanderungsbescheide betreffend Direktzahlungen (§ 8 MOG 2007) erlassen,
wenn dies zur Erfillung unionsrechtlicher Vorgaben erforderlich ist. In ihrer Stellungnahme hat die AMA verdeutlicht,
dass die Erlassung des angefochtenen Bescheides dazu gedient hat, dem in Art. 15 Abs. 1 lit c iVm Art. 18 VO (EG) Nr.
73/2009 vorgesehen System zur ldentifizierung und Registrierung von Zahlungsanspriichen zu entsprechen. Dies
erfolgt durch die Vergabe von Zahlungsanspruchsnummern, unter denen jene Zahlungsanspriche zusammengefasst
werden, die gleiche Attribute haben (insb. die gleiche Nutzung). Die Aktualisierung der Zahlungsanspruche ist somit
erforderlich, um nachzuweisen, dass die vorgeschriebene Identifizierung und Registrierung der Zahlungsanspriche
Jahr fur Jahr richtig umgesetzt wird. Dass sich die Anderung der Zahlungsanspriiche aufgrund des Ergebnisses der Vor-
Ort-Kontrolle vom 30.09.2013 ergeben hat, wurde in der ergdnzenden Stellungnahme der AMA ausfihrlich
dargelegt.Vorweg ist die Frage zu behandeln, ob die AMA zur Erlassung des angefochtenen Abanderungsbescheides
vom 25.09.2014 ermachtigt war. Gemal3 Paragraph 19, Absatz 2, MOG 2007 kann die Behorde - zusatzlich zu den in
Paragraph 68, AVG angefihrten Grinden - von Amts wegen Abanderungsbescheide betreffend Direktzahlungen
(Paragraph 8, MOG 2007) erlassen, wenn dies zur Erfallung unionsrechtlicher Vorgaben erforderlich ist. In ihrer
Stellungnahme hat die AMA verdeutlicht, dass die Erlassung des angefochtenen Bescheides dazu gedient hat, dem in
Artikel 15, Absatz eins, Litera ¢, in Verbindung mit Artikel 18, VO (EG) Nr. 73 aus 2009, vorgesehen System zur
Identifizierung und Registrierung von Zahlungsanspriichen zu entsprechen. Dies erfolgt durch die Vergabe von
Zahlungsanspruchsnummern, unter denen jene Zahlungsanspriiche zusammengefasst werden, die gleiche Attribute
haben (insb. die gleiche Nutzung). Die Aktualisierung der Zahlungsansprche ist somit erforderlich, um nachzuweisen,
dass die vorgeschriebene Identifizierung und Registrierung der Zahlungsanspriche Jahr fur Jahr richtig umgesetzt
wird. Dass sich die Anderung der Zahlungsanspriiche aufgrund des Ergebnisses der Vor-Ort-Kontrolle vom 30.09.2013
ergeben hat, wurde in der erganzenden Stellungnahme der AMA ausflUhrlich dargelegt.

Die vorliegende Beschwerde richtet sich nicht gegen die im angefochtenen Bescheid (in Abdnderung des Bescheides
vom 26.2.2014) vorgenommene Neuverteilung der zur Verflgung stehenden Zahlungsanspriche auf
Zahlungsanspruchsnummern. Die Beschwerde richtet sich gemaR ihrem Inhalt vielmehr gegen die Kirzung und
Verpflichtung zur Rickzahlung der EBP, die erstmals bereits mit Bescheid vom 26.2.2014 verflgt worden war und im
angefochtene Abdnderungsbescheid vom 25.9.2014 erneut verfigt wurde. Unter BerUcksichtigung der hier
anzuwendenden Durchbrechung der Rechtskraft war die belangte Behdrde aber befugt, mit dem nun angefochtenen
Bescheid vom 25.9.2014 in derselben Angelegenheit zu entscheiden wie dies bereits mit Bescheid vom 26.2.2014
geschah. Daher war auch auf die diesbezlglichen Beschwerdevorbringen einzugehen:

Im vorliegenden Fall wurde im Hinblick auf das Antragsjahr 2011 eine Differenz zwischen beantragter und ermittelter
Flache von Uber 3% oder Uber 2 ha und bis hochstens 20% festgestellt. Diese ist zur Ganze auf Flachendifferenzen auf
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der eingangs erstgenannten Alm mit der BNr. XXXX zurtickzufuhren. Daher wurde der Beihilfebetrag von der belangten
Behorde gemaR Art. 58 Abs. 1 VO EG) Nr. 1122/2009 um das Doppelte der Differenzflache gekurzt.Im vorliegenden Fall
wurde im Hinblick auf das Antragsjahr 2011 eine Differenz zwischen beantragter und ermittelter Flache von Uber 3%
oder Uber 2 ha und bis héchstens 20% festgestellt. Diese ist zur Ganze auf Flachendifferenzen auf der eingangs
erstgenannten AlIm mit der BNr. romisch 40 zurtckzufihren. Daher wurde der Beihilfebetrag von der belangten
Behorde gemal? Artikel 58, Absatz eins, VO EG) Nr. 1122 aus 2009, um das Doppelte der Differenzflache gekdrzt.

Die belangte Behorde verabsaumte es jedoch, sich mit dem Verschulden des BF auseinanderzusetzen und zu prufen,
ob gemald Art. 73 Abs. 1 VO (EG) Nr. 1122/2009 von der Verhdngung einer Sanktion abzusehen ist.Die belangte
Behorde verabsdumte es jedoch, sich mit dem Verschulden des BF auseinanderzusetzen und zu prufen, ob gemaf3
Artikel 73, Absatz eins, VO (EG) Nr. 1122 aus 2009, von der Verhdngung einer Sanktion abzusehen ist.

Der BF bringt in seiner Beschwerde vor, dass er bloRBer Auftreiber sei und sich der Almbewirtschafter bisher als
zuverlassig und sorgfaltig erwiesen habe. Es habe keine Anhaltspunkte dafur gegeben, dass er sich nicht auf die
Angaben des Almbewirtschafters verlassen kénne. Er habe die ihm zumutbare Sorgfalt gewahrt. Dieses Vorbringen
entspricht den Voraussetzungen des § 8i MOG 2007, unter denen von der Verhdngung einer Sanktion abzusehen ist.
Da gemal dem Wortlaut der Bestimmung nicht erforderlich ist, dass der Nachweis oder die Behauptung dieser
Voraussetzungen in einer bestimmen Form zu erfolgen hat, ist ein entsprechendes Vorbringen in der Beschwerde
genauso zu werten wie eine auf einem entsprechenden Formular gemachte Erklarung. Jedoch muss fir die Erfullung
des Tatbestandes des § 8i MOG 2007 die Erklarung des BF aufgrund der vorliegenden Umstande auch glaubwurdig
sein. Im gegenstandlichen Fall ist das Vorbringen des BF insbesondere vor dem Hintergrund Uberzeugend, dass die
betroffene Alm eine verhaltnismaRig groRe Futterflache aufweist (458,09 ha beantragt, 385,22 ha ermittelt) und dem
BF lediglich ein geringer Bruchteil der aufgetriebenen RGVE zukommt (9,6 von 115 RGVE). Daher sind weder Kirzungen
noch Ausschliisse zu verhdangen.Der BF bringt in seiner Beschwerde vor, dass er bloRer Auftreiber sei und sich der
Almbewirtschafter bisher als zuverlassig und sorgfaltig erwiesen habe. Es habe keine Anhaltspunkte dafur gegeben,
dass er sich nicht auf die Angaben des Almbewirtschafters verlassen kdnne. Er habe die ihm zumutbare Sorgfalt
gewahrt. Dieses Vorbringen entspricht den Voraussetzungen des Paragraph 8 i, MOG 2007, unter denen von der
Verhdngung einer Sanktion abzusehen ist. Da gemaR dem Wortlaut der Bestimmung nicht erforderlich ist, dass der
Nachweis oder die Behauptung dieser Voraussetzungen in einer bestimmen Form zu erfolgen hat, ist ein
entsprechendes Vorbringen in der Beschwerde genauso zu werten wie eine auf einem entsprechenden Formular
gemachte Erklarung. Jedoch muss fir die Erflllung des Tatbestandes des Paragraph 8 i, MOG 2007 die Erklarung des
BF aufgrund der vorliegenden Umsténde auch glaubwurdig sein. Im gegenstandlichen Fall ist das Vorbringen des BF
insbesondere vor dem Hintergrund Uberzeugend, dass die betroffene Alm eine verhaltnismaRig grol3e Futterflache
aufweist (458,09 ha beantragt, 385,22 ha ermittelt) und dem BF lediglich ein geringer Bruchteil der aufgetriebenen
RGVE zukommt (9,6 von 115 RGVE). Daher sind weder Kiirzungen noch Ausschlisse zu verhangen.

Dem Vorbringen des BF, wonach das Ergebnis der Vor-Ort-Kontrolle falsch sei, da sie am 30.09.2013 und somit am
Ende der Alpperiode stattgefunden habe, war nicht zu folgen. Der BF hat nicht ausreichend substantiiert dargelegt,
weshalb das Ergebnis einer Vor-Ort-Kontrolle, die am Ende der Vegetationsperiode stattfindet, von der Behdrde nicht
hatte verwenden dirfen (u.a. VWGH 16.11.2011, 2011/17/0145). Der bloRBe Hinweis, dass ein solch spater Termin
insbesondere fur groRBe Schldge problematisch sei, war fur das Gericht nicht nachvollziehbar und wurde in der
Beschwerde nicht begriindet.

Art. 58 VO (EU) Nr. 1306/2013 und ahnlich bisher Art. 9 VO (EG) Nr. 1290/2005 verpflichten die Mitgliedstaaten, im
Rahmen der Gemeinsamen Agrarpolitik alle Rechts- und Verwaltungsvorschriften sowie alle sonstigen MalBnahmen zu
erlassen, um einen wirksamen Schutz der finanziellen Interessen der Union zu gewahrleisten, insbesondere auch zu
Unrecht gezahlte Betrage zuzlglich Zinsen wiedereinzuziehen und wenn notwendig entsprechende rechtliche Schritte
einzuleiten. Dies wurde auch in Art. 80 Abs. 1 VO (EG) Nr. 1122/2009 festgelegt. Aus Vorgangerbestimmungen leitete
der Europaische Gerichtshof das unbedingte Gebot der Rickforderung von zu Unrecht gewahrten Pramien, auch aus
den Vorjahren, ab (EuGH 19.11.2002, Rs C-304/00 Strawson (Farms) Ltd. und J.A. Gagg & Sons, Rn 64). Dies hat zur
Folge, dass aktuelle Kontrollergebnisse nicht unberticksichtigt bleiben dirfen. Auch der Verwaltungsgerichtshof hat in
seinem Erkenntnis vom 09.09.2013,2011/17/0216, neuerlich ausgesprochen, dass die Verwaltungsbehorden
insbesondere berechtigt und verpflichtet sind, die dem Unionsrecht entsprechenden Konsequenzen zu ziehen und die
Bescheide, mit denen die Betriebspramien in einer bestimmten Hohe (aber entgegen dem Unionsrecht) zuerkannt
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worden sind, abzuandern.Artikel 58, VO (EU) Nr. 1306 aus 2013, und ahnlich bisher Artikel 9, VO (EG) Nr. 1290 aus
2005, verpflichten die Mitgliedstaaten, im Rahmen der Gemeinsamen Agrarpolitik alle Rechts- und
Verwaltungsvorschriften sowie alle sonstigen MaBnahmen zu erlassen, um einen wirksamen Schutz der finanziellen
Interessen der Union zu gewahrleisten, insbesondere auch zu Unrecht gezahlte Betrage zuzlglich Zinsen
wiedereinzuziehen und wenn notwendig entsprechende rechtliche Schritte einzuleiten. Dies wurde auch in Artikel 80,
Absatz eins, VO (EG) Nr. 1122 aus 2009, festgelegt. Aus Vorgangerbestimmungen leitete der Europdische Gerichtshof
das unbedingte Gebot der Ruckforderung von zu Unrecht gewahrten Pramien, auch aus den Vorjahren, ab (EuGH
19.11.2002, Rs C-304/00 Strawson (Farms) Ltd. und J.A. Gagg & Sons, Rn 64). Dies hat zur Folge, dass aktuelle
Kontrollergebnisse nicht unberlcksichtigt bleiben dirfen. Auch der Verwaltungsgerichtshof hat in seinem Erkenntnis
vom 09.09.2013, 2011/17/0216, neuerlich ausgesprochen, dass die Verwaltungsbehérden insbesondere berechtigt und
verpflichtet sind, die dem Unionsrecht entsprechenden Konsequenzen zu ziehen und die Bescheide, mit denen die
Betriebspramien in einer bestimmten Héhe (aber entgegen dem Unionsrecht) zuerkannt worden sind, abzuandern.

Durchbrochen wird dieses Gebot durch den in Art. 80 Abs. 3 VO (EG) Nr. 1122/2009 geregelten Grundsatz des
Vertrauensschutzes und durch den Entfall der Rickforderung, wenn ein Behdrdenirrtum vorliegt, der vom
Betriebsinhaber billigerweise nicht erkannt werden konnte.Es liegt jedoch kein Beh&rdenirrtum vor, weil fehlerhafte
Flachenangaben in die Sphare des Antragstellers fallen. Ausgehend von dem Grundsatz, dass den Antragsteller die
Verantwortung fur die Richtigkeit der von ihm beantragten Flachenausmale trifft, ist es an ihm gelegen, in
Zweifelsfallen die beihilfefahige Flache selbst oder durch Beauftragte, allenfalls auch unter Beiziehung von
Sachverstandigen zu ermitteln. Dies ist standige Rechtsprechung des Verwaltungsgerichtshofes (vgl. VwGH 07.10.2013,
2013/17/0541). Dass der BF vor der Antragstellung dahingehende besondere Anstrengungen unternommen hat, wurde
von ihm nicht belegt.Durchbrochen wird dieses Gebot durch den in Artikel 80, Absatz 3, VO (EG) Nr. 1122 aus 2009,
geregelten Grundsatz des Vertrauensschutzes und durch den Entfall der Ruckforderung, wenn ein Behérdenirrtum
vorliegt, der vom Betriebsinhaber billigerweise nicht erkannt werden konnte.Es liegt jedoch kein Behdrdenirrtum vor,
weil fehlerhafte Fldchenangaben in die Sphare des Antragstellers fallen. Ausgehend von dem Grundsatz, dass den
Antragsteller die Verantwortung fur die Richtigkeit der von ihm beantragten Flachenausmalie trifft, ist es an ihm
gelegen, in Zweifelsfallen die beihilfefahige Flache selbst oder durch Beauftragte, allenfalls auch unter Beiziehung von
Sachverstandigen zu ermitteln. Dies ist standige Rechtsprechung des Verwaltungsgerichtshofes vergleiche VwGH
07.10.2013,2013/17/0541). Dass der BF vor der Antragstellung dahingehende besondere Anstrengungen
unternommen hat, wurde von ihm nicht belegt.

Soweit der BF argumentiert, dass Fehler und Irrtimer, die bei der Digitalisierung aufgetreten sind, der Sphare der
Behorde zuzurechnen waren, argumentiert er offenbar, dass die Landwirtschaftskammern bei Digitalisierung und
Antragstellung eine behordliche Funktion erfillen wirden (vgl. 8 2 Abs. 3 INVEKOS-CC-V 2010, wonach fir die
"Vollziehung" der einschldgigen Rechtsakte die Marktordnungsstelle AMA zustandig ist, als Einbringungsstelle fur den
Sammelantrag allerdings die flr den Betriebssitz des Betriebsinhabers ortlich zustandigen Landwirtschaftskammern
auf Bezirksebene). Er Ubersieht aber, dass der Antragsteller im Rahmen seiner Mitwirkungspflicht verpflichtet war,
wahrheitsgemaRe und detaillierte Angaben zum tatsdchlichen Zustand der beantragten Flache in der Natur zu
machen. Wie der Verwaltungsgerichtshof zuletzt in seinem Erkenntnis 2013/17/0025 vom 28.06.2016 ausgefuhrt hat,
schlief3t es diese Anordnung der verpflichtenden Mitwirkung des Antragstellers an der Flachenermittlung anlasslich der
Digitalisierung aus, in der Zusammenarbeit mit der Kammer fiir Land- und Forstwirtschaft eine "Inanspruchnahme
behordlicher Hilfe" zu erblicken.Soweit der BF argumentiert, dass Fehler und Irrtimer, die bei der Digitalisierung
aufgetreten sind, der Sphare der Behorde zuzurechnen waren, argumentiert er offenbar, dass die
Landwirtschaftskammern bei Digitalisierung und Antragstellung eine behdordliche Funktion erfullen wirden vergleiche
Paragraph 2, Absatz 3, INVEKOS-CC-V 2010, wonach fiur die "Vollziehung" der einschlagigen Rechtsakte die
Marktordnungsstelle AMA zustandig ist, als Einbringungsstelle fur den Sammelantrag allerdings die fir den
Betriebssitz des Betriebsinhabers ortlich zustandigen Landwirtschaftskammern auf Bezirksebene). Er Ubersieht aber,
dass der Antragsteller im Rahmen seiner Mitwirkungspflicht verpflichtet war, wahrheitsgemafe und detaillierte
Angaben zum tatsachlichen Zustand der beantragten Flache in der Natur zu machen. Wie der Verwaltungsgerichtshof
zuletzt in seinem Erkenntnis 2013/17/0025 vom 28.06.2016 ausgefihrt hat, schlieBt es diese Anordnung der
verpflichtenden Mitwirkung des Antragstellers an der Flachenermittlung anlasslich der Digitalisierung aus, in der
Zusammenarbeit mit der Kammer fur Land- und Forstwirtschaft eine "Inanspruchnahme behdérdlicher Hilfe" zu
erblicken.
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Die Beschwerdebehauptung, es ergebe sich ein Irrtum der Behérde aus der Anderung von Messsystem bzw.
Messgenauigkeit, weil es ab dem Mehrfach-Antrag-Flachen 2011 zu einer Umstellung des Messsystems von dem bis
dahin geltenden System unter anderem mit 30 %-Schritten ("Almleitfaden 2000") zur verpflichtenden digitalen
Flachenermittlung unter anderem mit 10 %-Schritten gekommen sei, trifft nicht zu. Es trifft auch nicht zu, dass sich die
relevante Futterfliche allein durch die Anderung des Messsystems ohne Verdnderungen des Naturzustandes und

ohne Anderungen der Bewirtschaftungsverhéltnisse gedndert hatte:

Nach den oben angefiihrten Rechtsvorschriften ist nur die tatsachlich genutzte Futterflache beihilfefahig. Mit Bdumen
bestandene Flachen kénnen nur insoweit beantragt werden, als auf ihnen die Nutzung der Futterflaiche unter
denselben Bedingungen maoglich ist wie auf Flachen, die nicht baumbestanden sind. Zur Erleichterung der Berechnung
nach diesen beiden Kriterien stellte die AMA im Jahr 2000 einen Leitfaden zur Verfugung, der die Ermittlung der
Futterflache auf Almen erleichtern sollte ("Almleitfaden"). In diesem Leitfaden wurde zur Erleichterung der Feststellung
des Uberschirmungsgrades, also der unproduktiven Fliche unter Biumen, eine Abschatzung in Prozentschritten
vorgeschlagen. Fur die Feststellung der nach Abzug der Uberschirmten Flachen noch verbleibenden unproduktiven
Flachen, wie beispielsweise mit Pflanzen bewachsene Flachen, die keine Grinfutterpflanzen sind, oder Gerdliflachen
und Gewasser, wurde keine spezielle Vorgangsweise vorgeschlagen. Jeder Antragsteller blieb dennoch verpflichtet, nur
die beihilfefahigen Flachen zu beantragen. Darauf wurde im Almleitfaden auch hingewiesen (vgl. Pkt. 4 des
Almleitfadens "Praktische Ermittlung der Almfutterflache").Nach den oben angefliihrten Rechtsvorschriften ist nur die
tatsachlich genutzte Futterflache beihilfefahig. Mit Baumen bestandene Flachen kdnnen nur insoweit beantragt
werden, als auf ihnen die Nutzung der Futterflache unter denselben Bedingungen mdglich ist wie auf Flachen, die nicht
baumbestanden sind. Zur Erleichterung der Berechnung nach diesen beiden Kriterien stellte die AMA im Jahr 2000
einen Leitfaden zur Verfigung, der die Ermittlung der Futterflache auf Almen erleichtern sollte ("Almleitfaden”). In
diesem Leitfaden wurde zur Erleichterung der Feststellung des Uberschirmungsgrades, also der unproduktiven Fliche
unter Baumen, eine Abschatzung in Prozentschritten vorgeschlagen. Fir die Feststellung der nach Abzug der
Uberschirmten Flachen noch verbleibenden unproduktiven Flachen, wie beispielsweise mit Pflanzen bewachsene
Flachen, die keine Grunfutterpflanzen sind, oder Gerdlliflichen und Gewasser, wurde keine spezielle Vorgangsweise
vorgeschlagen. Jeder Antragsteller blieb dennoch verpflichtet, nur die beihilfefahigen Flachen zu beantragen. Darauf
wurde im Almleitfaden auch hingewiesen vergleiche Pkt. 4 des Almleitfadens "Praktische Ermittlung der
Almfutterflache").

Im Jahr 2010 stellte die AMA Uber die Bezirksbauernkammer fir die Berechnung des sogenannten NLN-Faktors (= die
nicht landwirtschaftliche Nutzflache) zusatzlich ein Berechnungsmodell zur Verfiigung, bei dem nach Abschatzung des
Uberschirmungsgrades die Abschatzung der Ubrigen unproduktiven Flache in 10 %-Schritten erfolgen konnte. Dies
stellte die Zurverfligungstellung eines zusétzlichen Hilfsmittels fiir die Antragsteller dar, aber keine Anderung eines
Messsystems oder einer Messgenauigkeit. Eine verbesserte Messgenauigkeit erfolgte naturgemal mit der
verpflichtenden Digitalisierung im Jahr 2010 und erfolgt laufend mit der Verbesserung der Luftbildqualitat. Ein Irrtum
der Behorde im Sinne des Art 80 Abs. 3 VO (EG) Nr. 1122/2009 ist daraus nicht abzuleiten. Wie der
Verwaltungsgerichtshof zuletzt in seinem Erkenntnis 2013/17/0025 vom 28.06.2016 ausgefuhrt hat, ist die Behérde
auch dann, wenn nachtraglich - etwa aufgrund der Verwendung genauerer Messsysteme- ein VerstoR gegen
unionsrechtliche Bestimmungen zutage tritt, verpflichtet, den Bescheid abzudndern, um den unionskonformen
Zustand herzustellen. Die Ergebnisse der Vor-Ort-Kontrolle 2013 beruhen im Ubrigen nicht ausschlieRlich auf einem
verbesserten Luftbild, sondern insbesondere auf einer Begutachtung der Alm vor Ort.Im Jahr 2010 stellte die AMA Uber
die Bezirksbauernkammer fir die Berechnung des sogenannten NLN-Faktors (= die nicht landwirtschaftliche
Nutzfldche) zusatzlich ein Berechnungsmodell zur Verfiigung, bei dem nach Abschitzung des Uberschirmungsgrades
die Abschatzung der Ubrigen unproduktiven Flache in 10 %-Schritten erfolgen konnte. Dies stellte die
Zurverfiigungstellung eines zusatzlichen Hilfsmittels fiir die Antragsteller dar, aber keine Anderung eines Messsystems
oder einer Messgenauigkeit. Eine verbesserte Messgenauigkeit erfolgte naturgemafl mit der verpflichtenden
Digitalisierung im Jahr 2010 und erfolgt laufend mit der Verbesserung der Luftbildqualitat. Ein Irrtum der Behdrde im
Sinne des Artikel 80, Absatz 3, VO (EG) Nr. 1122 aus 2009, ist daraus nicht abzuleiten. Wie der Verwaltungsgerichtshof
zuletzt in seinem Erkenntnis 2013/17/0025 vom 28.06.2016 ausgefihrt hat, ist die Behdrde auch dann, wenn
nachtraglich - etwa aufgrund der Verwendung genauerer Messsysteme- ein Verstol gegen unionsrechtliche
Bestimmungen zutage tritt, verpflichtet, den Bescheid abzuandern, um den unionskonformen Zustand herzustellen.
Die Ergebnisse der Vor-Ort-Kontrolle 2013 beruhen im Ubrigen nicht ausschlieRlich auf einem verbesserten Luftbild,
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sondern insbesondere auf einer Begutachtung der Alm vor Ort.

Soweit der BF argumentiert, es ergebe sich ein Irrtum der Behorde aus der Berechnung von Landschaftselementen ist
folgendes auszufuhren:

Nach Art. 34 Abs. 2 VO (EG) Nr. 1122/2009 koénnen die Mitgliedstaaten bestimmen, dass bestimmte
Landschaftsmerkmale, die traditionell Bestandteil guter landwirtschaftlicher Anbau- oder Nutzungspraktiken sind, auf
die Nutzflache angerechnet werden. Dabei dirfen diese aber eine von dem Mitgliedstaat zu bestimmende
Gesamtbreite nicht Ubersteigen. Die Verordnung bedenkt hier insbesondere Hecken, Graben oder Mauern. Darlber
hinaus sind nach Art. 34 Abs. 3 Landschaftsmerkmale, die in bestimmten, dem Umwelt- und Landschaftsschutz
dienenden EU-Verordnungen genannt sind oder Bestandteil des guten landwirtschaftlichen und 6kologischen
Zustands sein konnen, Teil der Gesamtflache der landwirtschaftlichen Parzelle. Diese Bestimmungen schlieRBen
Landschaftselemente auf Almen nicht aus. Dabei ist aber zu bedenken, dass das auf den gegenstandlichen Fall
anwendbare unionsrechtliche Regelwerk fir die Besonderheiten der Almen auch keine Vorkehrungen trifft. Art. 34
Abs. 4 dieser Verordnung legt allgemein fest, dass mit Baumen bestandene Flachen nur insoweit beantragt werden
kénnen, als auf ihnen die Nutzung der Futterflache unter denselben Bedingungen maoglich ist wie auf Flachen, die nicht
baumbestanden sind. Die Arbeitsunterlage der Kommission vom 09.03.2005, AGRI/60363/2005, legt diese Bestimmung
dahingehend aus, dass eine Baumdichte von 50 Baumen/ha eine Anerkennung als Futterflache in der Regel
ausschliel3t. Ausnahmen sind danach von den Mitgliedstaaten im Vorhinein festzulegen.Nach Artikel 34, Absatz 2, VO
(EG) Nr. 1122 aus 2009, kénnen die Mitgliedstaaten bestimmen, dass bestimmte Landschaftsmerkmale, die traditionell
Bestandteil guter landwirtschaftlicher Anbau- oder Nutzungspraktiken sind, auf die Nutzflache angerechnet werden.
Dabei durfen diese aber eine von dem Mitgliedstaat zu bestimmende Gesamtbreite nicht tbersteigen. Die Verordnung
bedenkt hier insbesondere Hecken, Graben oder Mauern. Darilber hinaus sind nach Artikel 34, Absatz 3,
Landschaftsmerkmale, die in bestimmten, dem Umwelt- und Landschaftsschutz dienenden EU-Verordnungen genannt
sind oder Bestandteil des guten landwirtschaftlichen und 6kologischen Zustands sein kénnen, Teil der Gesamtflache
der landwirtschaftlichen Parzelle. Diese Bestimmungen schlieBen Landschaftselemente auf Almen nicht aus. Dabei ist
aber zu bedenken, dass das auf den gegenstandlichen Fall anwendbare unionsrechtliche Regelwerk fur die
Besonderheiten der Almen auch keine Vorkehrungen trifft. Artikel 34, Absatz 4, dieser Verordnung legt allgemein fest,
dass mit Badumen bestandene Flachen nur insoweit beantragt werden kénnen, als auf ihnen die Nutzung der
Futterflache unter denselben Bedingungen moglich ist wie auf Flachen, die nicht baumbestanden sind. Die
Arbeitsunterlage der Kommission vom 09.03.2005, AGRI/60363/2005, legt diese Bestimmung dahingehend aus, dass
eine Baumdichte von 50 Bdumen/ha eine Anerkennung als Futterflache in der Regel ausschlieBt. Ausnahmen sind
danach von den Mitgliedstaaten im Vorhinein festzulegen.

Die Gewahrung einer Beihilfe ist in Osterreich auch fiir baumbestandene Flachen auf Almen dadurch méglich, dass die
gesamte als Futterflache prinzipiell taugliche Almflache beihilfefahig ist, davon jedoch in gréberen Schritten die
moglichst prazise abgeschatzte nicht futterfahige Flache pauschal abgezogen wird ("Pro-Rata-System") Die tatsachliche
Futterflache auf Almen wird so mit vertretbarem Aufwand bestimmt. Die Zuldssigkeit dieses Systems wurde in
Arbeitsdokumenten der EU-Kommission und in der neuen EU-Gesetzgebung (Art. 10 und Erwagungsgrund 13 der VO
[EU] 640/2014) bestatigt.Die Gewahrung einer Beihilfe ist in Osterreich auch fur baumbestandene Flachen auf Almen
dadurch mdglich, dass die gesamte als Futterflache prinzipiell taugliche Aimflache beihilfefahig ist, davon jedoch in
groberen Schritten die moglichst prazise abgeschatzte nicht futterfahige Flache pauschal abgezogen wird ("Pro-Rata-
System") Die tatsachliche Futterflache auf Almen wird so mit vertretbarem Aufwand bestimmt. Die Zulassigkeit dieses
Systems wurde in Arbeitsdokumenten der EU-Kommission und in der neuen EU-Gesetzgebung (Artikel 10 und
Erwagungsgrund 13 der VO [EU] 640 aus 2014,) bestatigt.

Da der BF nicht konkret vorbringt, welche Landschaftselemente im angefochtenen Bescheid nicht bericksichtigt
wurden und in welcher Weise diese zu berlcksichtigen gewesen waren, ist die Vorgangsweise der Behdrde auch in
diesem Punkt nicht zu beanstanden.

Wenn sich der BF dagegen wendet, dass Zahlungsanspriiche als nicht genutzt ausgesprochen werden, so folgt dies
daraus, dass er nach der Neuberechnung weniger Flache zur Verfigung hat, um seine Zahlungsanspriiche zu
aktivieren. Gem. Art. 42 VO (EG) Nr. 73/2009 werden in der Folge alle Zahlungsanspriche, die wahrend eines Zeitraums
von zwei Jahren nicht gemaR Artikel 34 aktiviert wurden, der nationalen Reserve zugeschlagen. Ein Verfall von
Zahlungsanspriichen wurde im vorliegenden Fall aber - anders, als in der Beschwerde behauptet wurde- nicht



ausgesprochen. Soweit der BF einwendet, dass die Zuweisung der Zahlungsanspriiche deswegen unsachlich sei, weil
diese nunmehr héher waren, ware bereits 2005 die niedrigere Almfutterflache zu Grunde gelegt worden, ist dem
entgegen zu halten, dass Uber die Zuweisung der Zahlungsanspriche bereits rechtskraftig und damit bindend
entschieden wurde. (VwGH 18.05.2009, 2009/17/0051).Wenn sich der BF dagegen wendet, dass Zahlungsanspruche als
nicht genutzt ausgesprochen werden, so folgt dies daraus, dass er nach der Neuberechnung weniger Flache zur
Verfligung hat, um seine Zahlungsanspriche zu aktivieren. Gem. Artikel 42, VO (EG) Nr. 73 aus 2009, werden in der
Folge alle Zahlungsanspriche, die wahrend eines Zeitraums von zwei Jahren nicht gemalR Artikel 34 aktiviert wurden,
der nationalen Reserve zugeschlagen. Ein Verfall von Zahlungsanspriichen wurde im vorliegenden Fall aber - anders,
als in der Beschwerde behauptet wurde- nicht ausgesprochen. Soweit der BF einwendet, dass die Zuweisung der
Zahlungsanspriche deswegen unsachlich sei, weil diese nunmehr héher waren, ware bereits 2005 die niedrigere
Almfutterflache zu Grunde gelegt worden, ist dem entgegen zu halten, dass Uber die Zuweisung der
Zahlungsanspriche bereits rechtskraftig und damit bindend entschieden wurde. (VwGH 18.05.2009, 2009/17/0051).

Soweit der BF die Anerkennung eines offensichtlichen Irrtums im Sinne des Art. 21 VO (EG) Nr. 1122/2009 beantragt ist
folgendes auszufihren: Grundsatzliche Voraussetzung flr die Anerkennung eines offensichtlichen Irrtums ist die
Widerspruchlichkeit des Antrages in sich, die einem sorgfaltigen Betrachter ins Auge springen muss, wie etwa
Ziffernstuirze oder die bloBe Vertauschung von Grundstiicksnummern bei insgesamt gleicher Flache. Die irrtimliche
Angabe muss ohne weiteres erkennbar gewesen sein. Im vorliegenden Fall hat die belangte Behérde zutreffend
angenommen, dass Art. 21 VO (EG) Nr. 1122/2009 nicht greift (vgl. VWGH 16. November 2011, ZI. 2011/17/0192,
09.09.2013, 2011/17/0216; 26.03.2010, 2009/17/0069).Soweit der BF die Anerkennung eines offensichtlichen Irrtums im
Sinne des Artikel 21, VO (EG) Nr. 1122 aus 2009, beantragt ist folgendes auszuflhren: Grundsatzliche Voraussetzung
fur die Anerkennung eines offensichtlichen Irrtums ist die Widersprichlichkeit des Antrages in sich, die einem
sorgfaltigen Betrachter ins Auge springen muss, wie etwa Ziffernstirze oder die blof3e Vertauschung von
Grundsticksnummern bei insgesamt gleicher Flache. Die irrtimliche Angabe muss ohne weiteres erkennbar gewesen
sein. Im vorliegenden Fall hat die belangte Behorde zutreffend angenommen, dass Artikel 21, VO (EG) Nr. 1122 aus
2009, nicht greift vergleiche VWGH 16. November 2011, ZI.2011/17/0192, 09.09.2013,2011/17/0216; 26.03.2010,
2009/17/0069).

Da die VO (EG) Nr. 1122/2009 keine speziellen Verjahrungsbestimmungen enthalt, ist die "horizontale" Verordnung
(EG, Euratom) Nr. 2988/95 anzuwenden, die generell fur UnregelmaRigkeiten in Bezug auf das Unionsrecht und so
auch auf dem Gebiet der Gemeinsamen Marktorganisation gilt (vwGH 07.10.2013, 2012/17/0182; vgl. Busse/Haarstrich,
Agrarférderrecht, S. 80). Gemal3 Art. 3 Abs. 1 dieser Verordnung beginnt die Verjahrungsfrist bei andauernden oder
wiederholten UnregelmaRigkeiten erst an dem Tag zu laufen, an dem die UnregelmaRigkeit beendet wird. Liegt eine
falsche Flachenangabe bei der Einreichung fur Mehrfachantrage-Flachen fir mehrere Jahre vor, so liegt eine
wiederholte UnregelmaRigkeit vor und beginnt die Verjahrungsfrist erst mit Einbringung des letzten fehlerhaften
Mehrfachantrages-Flachen zu laufen (vgl. VG Hannover, 30.11.2007, 11 A 4535/06; ansatzweise VWGH 07.10.2013,
2012/17/0182). Diese Regelung gilt sowohl fir Ruckforderungen zu Unrecht geleisteter Betrdge als auch fur
verwaltungsrechtliche Sanktionen (EuGH 24.06.2004, Rs. C-278/02, Handlbauer). Die Verjahrungsfrist ist jedenfalls
durch die Vor-Ort-Kontrolle vom 30.09.2013 unterbrochen worden (vgl. VwGH 2012/17/0198, 29.05.2015).Da die VO
(EG) Nr. 1122 aus 2009, keine speziellen Verjahrungsbestimmungen enthalt, ist die "horizontale" Verordnung (EG,
Euratom) Nr. 2988/95 anzuwenden, die generell fir UnregelmaRigkeiten in Bezug auf das Unionsrecht und so auch auf
dem Gebiet der Gemeinsamen Marktorganisation gilt (VwGH 07.10.2013, 2012/17/0182; vergleiche Busse/Haarstrich,
Agrarforderrecht, S. 80). GemalR Artikel 3, Absatz eins, dieser Verordnung beginnt die Verjahrungsfrist bei
andauernden oder wiederholten UnregelmaRigkeiten erst an dem Tag zu laufen, an dem die Unregelmafigkeit
beendet wird. Liegt eine falsche Flachenangabe bei der Einreichung fir Mehrfachantrage-Flachen fir mehrere Jahre
vor, so liegt eine wiederholte UnregelmaRigkeit vor und beginnt die Verjahrungsfrist erst mit Einbringung des letzten
fehlerhaften Mehrfachantrages-Flachen zu laufen vergleiche VG Hannover, 30.11.2007, 11 A 4535/06; ansatzweise
VwGH 07.10.2013, 2012/17/0182). Diese Regelung gilt sowohl fur Ruckforderungen zu Unrecht geleisteter Betrage als
auch flr verwaltungsrechtliche Sanktionen (EuGH 24.06.2004, Rs. C-278/02, Handlbauer). Die Verjahrungsfrist ist
jedenfalls durch die Vor-Ort-Kontrolle vom 30.09.2013 unterbrochen worden vergleiche VwGH 2012/17/0198,
29.05.2015).

Die Durchfuhrung einer mundlichen Verhandlung wurde nicht beantragt und erscheint nicht geboten, da das
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Verfahren ausschlieBlich rechtliche Fragen betrifft. Das Gericht konnte so aufgrund des schriftlichen Vorbringens
entscheiden, ohne dass dies eine Verletzung von Art. 6 Abs. 1 MRK oder Art. 47 GRC bedeutet hatte (VwGH 20.03.2014,
2013/07/0146).Die Durchfihrung einer mundlichen Verhandlung wurde nicht beantragt und erscheint nicht geboten,
da das Verfahren ausschlieBlich rechtliche Fragen betrifft. Das Gericht konnte so aufgrund des schriftlichen
Vorbringens entscheiden, ohne dass dies eine Verletzung von Artikel 6, Absatz eins, MRK oder Artikel 47, GRC bedeutet
hatte (VwGH 20.03.2014, 2013/07/0146).

Zum Spruchpunkt B) Unzuldssigkeit der Revision:

GemaR§ 25a Abs. 1 VWGG hat das Verwaltungsgericht im Spruch seines Erkenntnisses oder Beschlusses
auszusprechen, ob die Revision gemaR Art. 133 Abs. 4 B-VG zulassig ist. Der Ausspruch ist kurz zu begriinden.GemaR
Paragraph 25 a, Absatz eins, VWGG hat das Verwaltungsgericht im Spruch seines Erkenntnisses oder Beschlusses
auszusprechen, ob die Revision gemaR Artikel 133, Absatz 4, B-VG zulassig ist. Der Ausspruch ist kurz zu begriinden.

Die Revision ist gemal Art. 133 Abs. 4 B-VG nicht zuldssig, weil die Entscheidung nicht von der Losung einer
Rechtsfrage abhangt, der grundsatzliche Bedeutung zukommt. Weder weicht die gegenstandliche Entscheidung von
der bisherigen Rechtsprechung des Verwaltungsgerichtshofes ab, noch fehlt es an einer Rechtsprechung zur
Zurlckweisung mangels Beschwer, wie oben dargestellt.Die Revision ist gemaR Artikel 133, Absatz 4, B-VG nicht
zuldssig, weil die Entscheidung nicht von der Lésung einer Rechtsfrage abhangt, der grundsatzliche Bedeutung
zukommt. Weder weicht die gegenstandliche Entscheidung von der bisherigen Rechtsprechung des
Verwaltungsgerichtshofes ab, noch fehlt es an einer Rechtsprechung zur Zurickweisung mangels Beschwer, wie oben
dargestellt.
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